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Informationsfreiheitsgesetz (IFG) – eine Kurzanleitung 

 

Das Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz – IFG) ist mit 

01. September 2025 in Kraft getreten. Gleichzeitig sind die Bestimmungen zur fast schon 

legendären Amtsverschwiegenheit außer Kraft getreten. 

 

Die österreichischen Behörden haben sich in der Vergangenheit bekanntermaßen nicht durch eine 

hohe Motivation hinsichtlich der Erteilung von Auskünften oder der Bereitstellung von Unterlagen 

ausgezeichnet. Ob sich diese Praxis durch das neue IFG ändert, bleibt abzuwarten. Der 

Gesetzgeber hat – bewusst oder unbewusst – eine Reihe von Stolpersteinen eingebaut, die dazu 

führen können, dass das Informationsgesuch aus formalen Gründen zurückgewiesen wird. Dieser 

Text soll Ihnen daher in aller Kürze ohne Anspruch auf Vollständigkeit eine Handlungsanleitung an 

die Hand geben, die Ihnen hoffentlich hilft, an die gewünschten Informationen zu gelangen.  

 

Das IFG basiert im Wesentlichen auf 2 Säulen: 

 

Säule 1. Informationen von allgemeinem Interesse sind von den betreffenden Stellen proaktiv 

zu veröffentlichen und für jede und jeden einsehbar. 

 

Säule 2. Im Übrigen kommt jeder und jedem ein verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht 

auf Zugang zu Informationen zu. Das geschieht durch Antragstellung beim jeweiligen 

Verwaltungsorgan von Bund, Ländern und Gemeinden sowie bei nicht hoheitlich 

tätigen Stiftungen, Fonds, Anstalten und Unternehmungen, die der Kontrolle des 

Rechnungshofes oder eines Landesrechnungshofes unterliegen. 

 

Individuelle Informationsbegehren können abgelehnt werden, soweit und solange ein in § 6 IFG 

genannter Geheimhaltungsgrund vorliegt. Die Behörde ist verpflichtet, bei ihrer Entscheidung alle 

in Betracht kommenden Interessen, einerseits an der Erteilung der Information, darunter 

insbesondere auch an der Ausübung der Meinungsäußerungsfreiheit, und andererseits an der 

Geheimhaltung der Information, gegeneinander abzuwägen. Gewichtige Gründe für die Erteilung 

einer Information kann sein, dass die Information für die mediale Berichterstattung notwendig und 

im öffentlichen Interesse ist, dass die Informationsbeschaffung als Beitrag zu einer Debatte von 

öffentlichem Interesse dient oder dass dem Antragsteller als Journalist / NGO ein Status als „public 

watchdog“ zukommt und die Informationsbeschaffung in Zusammenhang mit dieser Funktion 

steht. 

 

Empfohlen wird, den Antrag schriftlich zu stellen. Bezeichnen Sie den Antrag immer als „Antrag 

gemäß Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz – IFG)“. 

Achten Sie darauf, die begehrte Information möglichst genau zu bezeichnen. 

 

Mit jedem Gesuch ist zu beantragen, dass im Falle der Nichterteilung, teilweisen Erteilung oder 

nicht antragsgemäßen Erteilung ohne unnötigen Aufschub ein Bescheid zu erlassen ist. Damit ist 

gewährleistet, dass Rechtsschutz gegeben und die Fristen gleichzeitig so kurz wie möglich sind. 

Textvorschlag: „Es ergeht daher der Antrag, die beantragte Information ohne unnötigen Aufschub 

zu erteilen. In eventu wird für den Falle der Nichterteilung, teilweisen Erteilung oder nicht 

antragsgemäßen Erteilung beantragt, ohne unnötigen Aufschub einen Bescheid hierüber zu 

erlassen.“ 
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Ab Einlangen des Gesuchs hat die betroffene Stelle vier Wochen Zeit, die Information zu erteilen, 

wobei diese Frist aus „besonderen Gründen“ um weitere vier Wochen erstreckt werden kann; dies 

ist dem Antragsteller unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 

 

Die Behörde kann auf drei verschiedene Arten auf ein Informationsgesuch reagieren: 

 

1. Die gewünschte Information wird innerhalb der Frist erteilt. 

 

2. Die Behörde teilt innerhalb der Frist mit, dass die Information nicht herausgegeben wird. Mit 

dieser Mitteilung wird eine zweimonatige Frist ausgelöst, innerhalb derer die Behörde einen 

negativen Bescheid erlassen muss. Um die Fristen möglichst kurz zu halten, ist daher bereits 

beim ursprünglichen Gesuch ein Eventualantrag auf Erlassung eines Bescheides 

aufzunehmen.  

 

a) Wird ein solcher Bescheid innerhalb der zweimonatigen Frist erlassen, ist dieser binnen 

vier Wochen ab Zustellung mit Bescheidbeschwerde an das Verwaltungsgericht 

bekämpfbar. Die Behörde kann den Akt direkt dem Verwaltungsgericht vorlegen oder 

binnen drei Wochen eine Beschwerdevorentscheidung erlassen, wogegen binnen zwei 

Wochen ein sog. Vorlageantrag offen steht. Mittels eines solchen Vorlageantrags wird die 

Behörde verpflichtet, den Akt dem Verwaltungsgericht vorzulegen. Das 

Verwaltungsgericht muss in jedem Fall innerhalb von zwei Monaten ab Vorlage des Aktes 

eine Entscheidung treffen. 

 

b) Wird ein solcher Bescheid nicht innerhalb der zweimonatigen Frist erlassen, steht eine 

Säumnisbeschwerde an das Verwaltungsgericht offen. Das Verwaltungsgericht hat 

binnen zwei Monaten ab Vorlage der Akten zu entscheiden. 

 

3. Die Behörde bleibt untätig, erteilt also innerhalb der vierwöchigen (ggf. verlängerten 

achtwöchigen) Frist weder die Information, noch teilt sie mit, dass das Gesuch abgelehnt wird. 

Ab Ablauf der vierwöchigen (ggf. verlängerten achtwöchigen) Frist beginnt die zweimonatige 

Frist, innerhalb derer die Behörde einen negativen Bescheid erlassen muss. Das weitere 

Verfahren entspricht dem Verfahren, das oben unter Punkt 2. Dargestellt ist. 

 

Bei Privaten Informationspflichtigen (nicht hoheitlich tätigen Stiftungen, Fonds, Anstalten und 

Unternehmungen, die der Kontrolle des Rechnungshofes oder eines Landesrechnungshofes 

unterliegen) entfällt das Verfahren zur Erlassung eines Bescheides und kann direkt nach Ablauf 

der Frist zur Informationserteilung das Verwaltungsgericht angerufen werden. 

 

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts kann mit Revision beim Verwaltungsgerichtshof und mit 

Beschwerde beim Verfassungsgerichthof bekämpft werden. 

 

Fazit: Antrag schriftlich stellen und im Antrag die Ausstellung eines Bescheides für den Fall der 

Ablehnung beantragen. Erklären Sie im Antrag, dass Sie die Information als „public watchdog“ und 

als Beitrag zu einer Debatte im öffentlichen Interesse benötigen. Die Fristen sind im Auge zu 

behalten, unterscheiden Sie zwischen Mitteilungsfrist (4 oder 8 Wochen) und 

Bescheiderlassungsfrist (2 Monate ab Mitteilung, dass die Information nicht erteilt wird). 

 

Mit dem Informationsfreiheitsgesetz wird in der Österreichischen Verwaltungspraxis teilweise 

Neuland betreten. Die verfahrensrechtlichen Besonderheiten machen es notwendig, die Fristen 

genau im Blick zu haben, um rechtzeitig Anträge und Rechtsmittel einbringen zu können. Ich darf 

uns allen an dieser Stelle einen transparenteren Staat und eine gemeinwohlorientierte Verwaltung 

wünschen. 

 

Für Rückfragen bin ich gerne unter office@unterweger.co.at für Sie erreichbar. 

mailto:office@unterweger.co.at

